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Verfahrensvermerke 

 

 

Aufstellungsbeschluss gemäß § 2 (1) BauGB     am    

 

Ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses   am    

 

Vorentwurfsbilligung sowie Beschluss   

über die frühzeitige Beteiligung am    

 

Frühzeitige Unterrichtung der Öffentlichkeit § 3 (1) BauGB   vom  

    bis    

 

Frühzeitige Unterrichtung der Behörden und TöB § 4 (1) BauGB vom  

    bis    

Billigung des Planentwurfs sowie Beschluss über die 

öffentliche Auslegung         am    

 

Ortsübliche Bekanntmachung Offenlage     am    

 

Öffentliche Auslegung gemäß § 3 (2) BauGB     vom  

          bis    

 

Einholung der Stellungnahmen gemäß § 4 (2) BauGB mit Schreiben  vom  

bis    

 

Behandlung der eingegangenen Stellungnahmen, Billigung des Entwurfs am    

 

Satzungsbeschluss gemäß § 10 (1) BauGB     am    

 

Genehmigungsvermerk (sofern erforderlich) gemäß §10 (2)   am    

 

Ortsübliche Bekanntmachung und Inkrafttreten gemäß § 10 (3) BauGB  am    
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Satzung 

über den Bebauungsplan „Wohnpark Kupferhalde - mit Pflegequartier Oberes Feld“  

mit örtlichen Bauvorschriften nach § 13b BauGB 

Der Gemeinderat der Gemeinde Oberderdingen hat am ……………… aufgrund des Baugesetzbuches 

(BauGB), der Landesbauordnung (LBO) und der Gemeindeordnung für Baden-Württemberg (GemO) - 

jeweils in den Fassungen der letzten Änderungen - den Bebauungsplan „Wohnpark Kupferhalde - mit 

Pflegequartier Oberes Feld“ mit örtlichen Bauvorschriften als Satzung beschlossen. 

 

§ 1 

Räumlicher Geltungsbereich 

Für den räumlichen Geltungsbereich des Bebauungsplans mit örtlichen Bauvorschriften ist der Lageplan 

des zeichnerischen Teils in der Fassung vom …………………. maßgebend. 

§ 2 

Bestandteile und Anlagen der Satzung 

Bestandteile der Satzung 

A Zeichnerischer Teil in der Fassung vom …………… 
B Bauplanungsrechtliche Festsetzungen in der Fassung vom …………… 
C Örtliche Bauvorschriften  in der Fassung vom …………… 

Anlagen 

D Hinweise in der Fassung vom …………… 
E Begründung in der Fassung vom …………… 

Gesonderte Anlagen 

Artenschutzrechtliche Bewertung in der Fassung vom 24.02.2020 
Vertiefte artenschutzrechtliche Bewertung in der Fassung vom 21.08.2020 
Schalltechnische Untersuchung in der Fassung vom 18.09.2020 

 

§ 3 

Ordnungswidrigkeiten 

Ordnungswidrig im Sinne des § 75 (3) Nr. 2 LBO handelt, werden aufgrund von § 74 LBO erlassenen 

örtlichen Bauvorschriften zuwider handelt. Auf § 213 BauGB (Ordnungswidrigkeiten) wird verwiesen. 

§ 4 

Inkrafttreten 

Der Bebauungsplan und die örtlichen Bauvorschriften treten mit deren ortsüblicher Bekanntmachung in 

Kraft. 

Ausfertigungsvermerk 

Es wird bestätigt, dass die Inhalte dieses Bebauungsplans sowie die Inhalte der örtlichen Bauvorschrif-

ten mit den hierzu ergangenen Gemeinderatsbeschlüssen übereinstimmen. 

 

Oberderdingen, den………… 

 

.................................................... 

Bürgermeister Thomas Nowitzki
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Teil A – Zeichnerischer Teil 

 

Siehe separate Planzeichnung 

 

Teil B – Planungsrechtliche Festsetzungen 

 

Rechtsgrundlagen: 

Baugesetzbuch (BauGB) 

Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (BauNVO) 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) 

Gemeindeordnung Baden-Württemberg (GemO) 

Die Rechtsgrundlagen gelten jeweils in den zum Zeitpunkt des Beginns der öffentlichen Ausle-

gung rechtskräftigen Fassungen. 

 

In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt: 

1 Art der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr.1 BauGB) 

Allgemeines Wohngebiet gemäß § 4 BauNVO. 

Allgemein zulässige Nutzungen: 

 Wohngebäude, 

 die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden und Schank- und Speisewirtschaften 

sowie nicht störende Handwerksbetriebe, 

 Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

 

Unzulässige Nutzungen: 

 Betriebe des Beherbergungsgewerbes, 

 sonstige nicht störende Gewerbebetriebe, 

 Anlagen für Verwaltungen, 

 Gartenbaubetriebe, 

 Tankstellen. 

 

2 Maß der baulichen Nutzung (§ 9 (1) Nr.1 BauGB) 

Das Maß der baulichen Nutzung wird durch die Grundflächenzahl (GRZ), die Geschossflä-

chenzahl (GFZ) sowie durch die Gebäudehöhe (GH) bestimmt. 

Die maximal zulässige Grundflächenzahl (GRZ) ist im zeichnerischen Teil festgesetzt. Die zu-

lässige Grundfläche darf mit Anlagen gem. § 19 (4) Nr. 1-3 BauNVO bis zu einer GRZ von 0,8 

überschritten werden. 

Die maximal zulässige Geschossflächenzahl (GFZ) ist im zeichnerischen Teil festgesetzt. 

Die Gebäudehöhe ist der höchstgelegene Punkt der Dachhaut bzw. Oberkante Attika. Die ma-

ximal zulässige Gebäudehöhe (GH) ist im zeichnerischen Teil als absolute Höhe in Meter über 

Normalnull festgesetzt. 

Mit technischen Dachaufbauten (Aufzugsüberfahrten, Erschließungskernen, Oberlichtern, 

etc.) darf die maximale Gebäudehöhe bis 1,75 m überschritten werden. Die äußere Kante der 

Anlagen muss einen Mindestabstand von mindestens der Höhe der Anlage zur Außenkante der 

Attika einhalten. 
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3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen (§ 9 (1) Nr.2 BauGB) 

Es gilt die offene bzw. abweichende Bauweise gemäß Festsetzung im zeichnerischen Teil. 

In der abweichenden Bauweise (a) werden Gebäude mit seitlichem Grenzabstand ohne Län-

genbegrenzung errichtet. Mit Feuertreppen darf der bauordnungsrechtliche Grenzabstand un-

terschritten werden. 

Terrassen und Balkone sind außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen bis zu einer 

Fläche von 40 m² je Gebäude zulässig. 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden durch Baugrenzen im zeichnerischen Teil 

festgesetzt. 

 

4 Garagen / Carports, Stellplätze und Nebenanlagen (§ 9 (1) Nr. 4 

Garagen / Carports, oberirdische Stellplätze sowie Tiefgaragen mit ihren Zufahrten sind 

innerhalb überbaubaren Grundstücksfläche sowie innerhalb der im zeichnerischen Teil entspre-

chend festgesetzten Flächen zulässig.  

Nebenanlagen für Müll, Fahrräder sowie die zur Erschließung erforderlichen Wege und 

Einfriedungen sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig.  

Sonst. Nebenanlagen gem. § 14 (1) BauNVO sind nur innerhalb der überbaubaren Flächen 

zulässig. 

 

5 Verkehrsflächen (§ 9 (1) Nr. 11) 

Die im zeichnerischen Teil festgesetzte Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung „private 

Verkehrsfläche“ ist als verkehrsberuhigter Bereich mit einer Mischverkehrsfläche auszuführen. 

Im zeichnerischen Teil zum Bebauungsplan sind Bereiche ohne Ein- und Ausfahrt festge-

setzt. 

 

6 Flächen für Versorgungsanlagen (§ 9 (1) Nr. 12) 

Innerhalb der gekennzeichneten Flächen für Versorgungsanlagen sind Anlagen zur Versorgung 

mit Elektrizität, sowie die notwendige Erschließung zulässig. 

 

7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft (§ 9 (1) Nr. 20 BauGB) 

Bodenschutz 

Ein weitgehender Massenausgleich im Baugebiet ist anzustreben, ansonsten ist ein Verwer-

tungs- und Entsorgungskonzept für den Erdaushub zu erstellen. Die Böden sind in abgetrock-

netem Zustand zu bewegen. Ober- und Unterböden sind beim Ausbau zu trennen. Verdichten 

der Böden durch unsachgemäßen Umgang ist zu vermeiden; dies betrifft insbesondere Maß-

nahmen beim Befahren oder Auftürmen von Mieten. Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestim-

mungen des Bundes-Bodenschutz-Gesetzes (BBodSchG), insbesondere auf §§ 4 und 7, wird 

hingewiesen 

 

Naturnahe Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen: 

Die unversiegelten Flächen sind, soweit sie nicht für Nebenanlagen, Zufahrten, Wege oder Stell-

plätze benötigt werden, eidechsen- und insektenfreundliche, durch Schaffung von besonnten 
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Randstrukturen (Gebüschränder, Mäuerchen, Böschungen, liegendes Totholz z.B. Baum-

stämme als Sitzgelegenheit oder Einfriedung) und höherer Vegetation und Säumen, zu gestal-

ten. Innerhalb dieser Flächen sind artenreiche naturraumtypische Blühpflanzenbestände zu 

schaffen. Darüber hinaus gilt das flächenhafte Pflanzgebot in den planungsrechtlichen Festset-

zungen (Teil B, Ziffer 8.3). 

 

Lichtmanagement: 

Es ist eine insekten- und fledermausfreundliche Außenbeleuchtung im Plangebiet herzustellen. 

Dies ist durch folgende Maßnahmen umzusetzen: 

 Verwendung von Lampen mit geringem Einfluss auf nachtaktive Insekten, d.h. mit ge-

ringem UV- und Blaulicht-Anteil im Lichtspektrum wie beispielsweise Natriumdampf-

Niederdrucklampen oder LED-Lampen. 

 Ausstrahlung des Lichts nach unten und Vermeidung von Streuung in mehrere Rich-

tungen durch entsprechende Konstruktion und waagrechte Anbringung der Beleuch-

tungskörper . 

 Verwendung insektendicht schließender Leuchtgehäuse mit einer Oberflächentempe-

ratur von maximal 60 °C. 

 

Vermeidung der unbeabsichtigten Tötung von Eidechsen 

vorbereitende Maßnahmen 

Zur Vermeidung einer unbeabsichtigten Tötung von einwandernden Einzeltieren von Zaun- und 

Mauereidechse sind vor und während der Bauzeit Brachflächen und Baustellennebenflächen 

im Osten zu vermeiden. Die Gartenflächen im Osten sind bis zum Beginn der Erdarbeiten kurz-

rasig zu mähen, um sie für eine Besiedlung von Eidechsen unattraktiv zu halten. 

 

Schutzzaun 

Vor Beginn der Erdarbeiten im Gebiet ist entlang der östlichen Grenze zu den angrenzenden 

Gärten ein Reptilienschutzzaun aufzustellen. Dabei handelt es sich um einen glatten, senkrecht 

gestellten Folienzaun, der einige Zentimeter in den Boden eingegraben wird, sodass er von den 

Eidechsen nicht überwunden werden kann. Der Zaun ist von überwachsender Vegetation frei-

zuhalten und regelmäßig auf seine Funktionsfähigkeit zu kontrollieren (ökol. Baubegleitung). 

 

8 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht (§ 9 (1) Nr. 21 BauGB) 

Die im zeichnerischen Teil als „GFL“ festgesetzte Fläche ist mit einem Geh- und Fahr- und 

Leitungsrecht zu Gunsten der Allgemeinheit zu belasten. 

 

9 Festsetzungen zum Anpflanzen und zur Bindung von Bäumen, Sträuchern und sonstigen 

Bepflanzungen (§ 9 (1) Nr.25 BauGB)  

9.1 Baumpflanzungen auf Privatgrundstücken 

Bäume sind entsprechend den zeichnerischen Festsetzungen des Bebauungsplans gemäß Ar-

tenverwendungsliste (Ziffer 8.5) zu pflanzen, dauerhaft zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen. 

Abweichungen von den festgesetzten Standorten sind im Rahmen der Erschließung und Ab-

stimmung von Flächen für die Feuerwehr (Zufahrten, Aufstellflächen) möglich, die Anzahl der 

Bäume muss beibehalten werden. 

Insgesamt ist je angefangene 500 m² Grundstücksfläche ein Baum gemäß Artenverwendungs-

liste (Ziffer 8.5) zu pflanzen, dauerhaft zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen. Die im zeichne-

rischen Teil festgesetzten Baumstandorte können auf die Anzahl der anzupflanzenden Bäume 

angerechnet werden. 
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9.2 Baumpflanzungen innerhalb öffentlicher und privater Verkehrsflächen 

Das Pflanzgebot für Einzelbäume innerhalb öffentlicher und privater Verkehrsflächen ist im 

zeichnerischen Teil dargestellt. Die Bäume sind gemäß Artenverwendungsliste (Ziffer 8.5) zu 

pflanzen, dauerhaft zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen. Von den eingezeichneten Baum-

standorten kann aus funktionalen Gründen abgewichen werden, die Anzahl muss beibehalten 

werden. 

 

9.3 Fläche zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

In der im zeichnerischen Teil festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern 

und sonstigen Bepflanzungen sind Sträucher und Bäume gemäß Artenverwendungsliste (Ziffer 

8.5) zu pflanzen, dauerhaft zu pflegen und bei Abgang zu ersetzen. Unzulässig sind innerhalb 

dieser Fläche intensive Gartennutzung als Freizeitgarten oder Beete und bauliche Anlagen. 

 

9.4 Extensive Dachbegrünung 

Die festgesetzten Flachdächer sind extensiv mit einer Substrathöhe von mindestens 10 cm zu 

begrünen. Das Substrat sollte nicht mehr als 20 Gewichtsprozent organische Bestandteile und 

keinen Torf enthalten. Für die Ansaat sind die Arten aus der nachfolgenden Liste (Pflanzliste für 

extensive Dachbegrünung) zu verwenden. Die Einsaat soll lückig erfolgen, so dass die spon-

tane Ansiedelung von Wildkräutern möglich ist. 

 

9.5 Artenverwendungsliste und Pflanzqualität zur Grundstücksbegrünung 

Baumarten 

Acer platanoides  Spitz-Ahorn 

Acer pseudoplatanus  Berg-Ahorn 

Aesculus hipocastanum  Rosskastanie 

Crataegus monogyna  Eingriffeliger Weißdorn 

Crataegus laevigata  Zweigriffliger Weißdorn 

Juglans regia   Walnuss 

Malus sylvestris   Holzapfel 

Prunus avium   Vogel-Kirsche 

Pyrus pyraster   Holzbirne 

Quercus petraea  Traubeneiche 

Quercus robur   Steileiche 

Sorbus aucuparia  Eberesche 

Tilia cordata   Winterlinde 

Obstbäume 

 

Straucharten 

Acer campestre   Feldahorn 

Carpinus betulus  Hainbuche 

Crategus monogyna  Eingriffeliger Weißdorn 

Corylus avellana  Gewöhnliche Hasel 

Cornus sanguinea  Roter Hartriegel 

Ligustrum vulgare  Gewöhnlicher Liguster 

Prunus spinosa   Schlehe 

Rosa canina   Echte Hundsrose 

Salix purpurea   Purpurweide 

Sambucus nigra  Schwarzer Holunder 
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Rankgewächse: 

Lonicera periclymenum  Wald-Geißblatt 

Lonicera caprifolium  Jelängerjelieber 

Vitis vinifera   Weinrebe 

 

Pflanzliste für extensive Dachbegrünung: 

Sedum/Kräuter    Deutscher Name 

Achillea millefolium   Wiesenschafgarbe 

Allium schoenoprasum   Schnittlauch 

Antennaria dioica   Katzenpfötchen 

Anthemis tinctoria   Färber-Kamille 

Centaurea scabiosa   Scarbiosen-Flockenblume 

Chrysanthemum leucanthemum Wiesenmargerite 

Dianthus carthusianorum  Karthäusernelke 

Hieracium pilosella   Kleines Habichtskraut 

Hieracium x rubrum   Rotes Habichtskraut 

Petrorhagia saxifraga   Felsennelke 

Potentilla verna   Frühlings-Fingerkraut 

Prunella grandiflora   Braunelle 

Sanguisorba minor   Kleiner Wiesenknopf 

Saponaria ocymoides   Polsterseifenkraut 

Sedum album    Weißer  Mauerpfeffer 

Sedum reflexum   Felsen-Fetthenne 

Sedum sexangulare ‘Weiße Tatra’ Milder Mauerpfeffer 

Sedum spurium   Teppichsedum 

Sempervivum montanum  Bergdachwurz 

Thymus montanus   Bergthymian 

Thymus serpyllum   Sand-Thymian 

Verbascum phoeniceum  Phönizische Königskerze 

Veronica teucrium   Büschelveronica 

Gräser 

Carex flacca    Blaugrüne Segge 

Carex humilis    Erdsegge 

Carex montana   Bergsegge 

Festuca amethystina   Amethystschwingel 

Festuca ovina    Schafschwingel 

Poa compressa   Platthalmrispe 

 

Es gelten folgende Qualität und Größenbindungen für die Bäume und Sträucher: 

Bäume:  Hochstamm (Obstbäume auch Mittelstamm), 3x verpflanzt, mit Ballen, Stamm-

umfang 12-14 cm (Obstbäume auch schon mit 8-10 cm Stammumfang), in Sor-

ten mit unterschiedlicher Wuchsstärke und Wuchsform  

Sträucher:  2 x verpflanzt, 60-100 cm 

 

10 Flächen für die Herstellung des Straßenkörpers (§ 9 (1) Nr. 26 BauGB) 

Auf den Grundstücksflächen sind unterirdische Stützbauwerke, Hinterbeton der Randsteine, 

Aufschüttungen und Abgrabungen, sowie Lampenfundamente entlang der Grundstücksgrenze 

in der erforderlichen Breite und Höhe zu dulden. 
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Teil C – Örtliche Bauvorschriften 

 

Rechtsgrundlage 

Landesbauordnung Baden-Württemberg (LBO) 

Die Rechtsgrundlage gilt in der zum Zeitpunkt des Beginns der öffentlichen Auslegung rechts-

kräftigen Fassung. 

In Ergänzung der Planzeichnung wird folgendes festgesetzt: 

 

1 Dachformen und Dachneigungen 

Als zulässige Dachform und Dachneigung ist gemäß Planeinschrieb das Flachdach bis zu 

einer Dachneigung von 5° zulässig. Für untergeordnete Nebenanlagen, Garagen und Carports 

sind ebenfalls Flachdächer bis 5° zulässig. 

Solarenergieanlagen sind zulässig. 

 

2 Fassaden  

Fassadenfarben mit einer Buntheit > 40 nach dem RAL Design System sind unzulässig. 

 

3 Böschungen und Mauern zur Außenraumgestaltung 

Mauern zur Terrassierung des Grundstücks sind in Naturstein, Natursteinvorsatz oder mit 

Gabionen auszuführen und dürfen eine Höhe von 1,00 m nicht überschreiten. Größere Höhen 

sind durch einen horizontalen Versatz von mindestens 2,00 m zu terrassieren.  

Für die Sicherung und Gestaltung von abgeschrägten Geländeverläufen sind ebenfalls Natur-

steine, Naturteinvorsatz oder Gabionen zu verwenden. 

Erforderliche Stützmauern am Parkplatz im Teilbereich 3 sind in Naturstein bzw. mit Naturstein-

vorsatz auszuführen und dürfen eine Höhe von 2,50 m nicht überschreiten, gemessen ab Ober-

kante des modellierten Geländes. Größere Höhen sind durch einen horizontalen Versatz von 

mindestens 1.00 m zu terrassieren. Die Vorschriften zur Außenraumgestaltung von Privatgrund-

stücken gelten nicht bei der Sicherung des Geländes zur Herstellung der öffentlichen Erschlie-

ßung. 

 

4 Zahl der nachzuweisenden Stellplätze 

Die Stellplatzverpflichtung für Wohnungen nach § 37 (1) LBO richtet sich nach der Größe der 

Wohneinheit. Sie beträgt bei 

 Wohnungen bis 35 m² 0,5 Stellplätze 

 Wohnungen größer 35 m² 1,0 Stellplätze 

Bruchzahlen in der Summe sind aufzurunden. 

Die Wohnfläche bestimmt sich nach den Vorschriften der Verordnung zur Berechnung der 

Wohnfläche (Wohnflächenverordnung WoFlV) vom 25.11.2003 (BGBI. I S.2346). 

 

5 Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen 

Eine Befestigung der unbebauten Flächen ist nur zulässig zur Herstellung der notwendigen 

Stellplätze, Zufahrten und Zugänge sowie Terrassen. Für die Herstellung dieser Flächen sind 
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wasserdurchlässige Beläge zu verwenden, soweit keine Gefahr des Eintrags von wasserge-

fährdenden Stoffen besteht. 

Steinschüttungen zur Freiflächenabdeckung sind untersagt. 

 

6 Werbeanlagen und Automaten 

Werbeanlagen sind nur als Hinweisschilder auf Beruf oder Gewerbe an der Stelle der Leistung 

an der Gebäudefassade sowie an der Grundstücks-Einfriedung zulässig. Einzelne Hinweisschil-

der dürfen in den Teilbereichen 2 und 3 jeweils eine Fläche von 4,0 m² und in der Summe eine 

Gesamtfläche von 8,0 m² nicht überschreiten, in den Teilbereichen 1 und 4 dürfen einzelne 

Hinweisschilder eine Fläche von 0,5 m² und in Summe eine Gesamtfläche von 1,0 m² nicht 

überschreiten. Werbeanlagen mit wechselndem, bewegtem oder laufendem Licht sowie Sky-

beamer, o.ä. sind unzulässig. 

Das Anbringen von Warenautomaten in Vorgärten, an Einfriedungen und an Hauswänden ist 

untersagt. 

 

7 Einfriedungen 

Entlang der öffentlichen Flächen sind tote Einfriedungen grundsätzlich nicht zugelassen. 

Maschendraht ist mit Gehölzarten aus der Artenverwendungsliste (Teil B, Ziffer 8.5) zu hinter-

pflanzen. Für Einfriedungen aus Hecken sind Gehölze aus der Artenverwendungsliste (Teil B, 

Ziffer 8.5) zu verwenden. 

Einfriedungen entlang Verkehrsflächen dürfen eine Höhe von 0,80 m über Oberkante der an die 

Grundstücksgrenze angrenzenden Verkehrsflächen nicht überschreiten. Dies gilt ebenso für 

Einfriedungen entlang seitlicher Grundstücksgrenzen in einem Grundstücksabschnitt von 3,00 

m Tiefe ab vorderer Grundstücksgrenze. 

 

8 Niederspannungsfreileitungen 

Niederspannungsfreileitungen sind unzulässig. Bestehende Niederspannungsfreileitungen sind 

von dieser Festsetzung ausgenommen. 
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Teil D – Hinweise 

 

1 Bodenschutz 

Auf die Pflicht zur Beachtung der Bestimmungen des Bodenschutzgesetzes (BodSchG), insbe-

sondere auf § 4, wird hingewiesen. 

 

2 Maßnahmen zum Artenschutz gem. § 44 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) 

Erforderliche Maßnahmen: 

Gehölzentfernung und Gebäudeabriss 

Entfernung von Gehölzen und Abriss der Gebäude außerhalb der Brutzeit von Vögeln und der 

Aktivzeit der Fledermäuse (1. Oktober - 29. Februar). Sollte eine Gehölzentfernung oder der 

Abriss von Gebäuden außerhalb dieser Frist erforderlich sein, ist dies nur zulässig, sofern 

keine aktuelle Nutzung der Strukturen durch Vögel oder Fledermäuse festgestellt werden 

kann. 

Schutz der Feldlerche 

Der Beginn der Erschließungsarbeiten erfolgt außerhalb der Brut- und Aufzuchtzeit der Feld-

lerche (September - Februar). Sollte der Beginn der Erschließungsarbeiten außerhalb dieser 

Frist geplant sein, muss die Fläche ab Februar für die Feldlerche als Brutstätte unattraktiv ge-

halten werden, d.h. hochwüchsige, dichte Vegetation (z.B. Grünroggen, Mais) bei Baubeginn 

im Sommer oder offener Boden bei Baubeginn im Frühjahr. 

 

Empfohlene Maßnahmen: 

Neue Nistmöglichkeiten 

Schaffung neuer Nistmöglichkeiten durch entsprechende Gestaltung der Fassaden der Neu-

bauten mit Nischen und Vorsprüngen sowie einer naturnahen Gartenbepflanzung mit heimi-

schen Gehölzen. 

 

3 Schutz des Mutterbodens (§ 202 BauGB) 

Bei Erdarbeiten ist der Oberboden (Mutterboden) in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor 

Vergeudung und Vernichtung zu schützen. 

 

4 Leitungen 

Netze-Gesellschaft Südwest 

Bei wesentlichen Änderungen der Höhenlage der Straßen- und Gehwegoberflächen (Abtrag 

>10 cm, Auftrag > 30 cm) sowie bei anderen Maßnahmen, die die Gasleitungen tangieren, ist 

die 

Netze-Gesellschaft Südwest mbH, Technischer Service TSN 

Email: TSN Anschluss Netzthemen@netze-suedwest.de 

Tel. Nr: 07243/ 216-272 

rechtzeitig in die Planung mit einzubeziehen, um der Kostenminimierung bei evtl. erforderlichen 

Umbaumaßnahmen oder Umplanungen gerecht zu werden. Dasselbe gilt für evtl. Teilnahmen 

an Ausschreibungen von Bauleistungen. 

Sollten im Zuge dieser Maßnahme ausnahmsweise Umlegungen der Versorgungsleitgen erfor-

derlich sein und hat die Gemeinde Ersatzansprüche gegenüber Dritten oder leisten Dritte Zu-

schüsse, sind diese zur Minderung der Änderungskosten zu verwenden, soweit dies mit der 

Zweckbestimmung der geleisteten Zuschüsse in Einklang steht. Die Kostenerstattungsregelung 
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für förmlich festgelegte Sanierungsgebiete gemäß § 150 Baugesetzbuch bleibt unberührt. Bei 

dinglich gesicherten Verteilungsanlagen gilt die gesetzliche Folgekostenregelung( § 1023 BGB]. 

Ein Anschluss zusätzlicher Straßen, bzw. neue Netzanschlüsse an das vorhandene Netz ist 

technisch möglich; eine Entscheidung über den Ausbau kann jedoch erst anhand einer Wirt-

schaftlichkeitsuntersuchung erfolgen, wenn ein entsprechender Bedarf für Erdgasanschlüsse 

besteht, bzw. keine Erschließung mit Nahwärme durch Dritte erfolgt . 

Bei neuen Erschließungsstraßen und -wegen sollte vorsichtshalber darauf geachtet werden, 

dass eine Trasse für eine Gasleitung vorgesehen wird. Bei Privatstraßen oder -wegen muss 

dann ein entsprechendes Leitungsrecht für die Gasleitung im Bebauungsplan eingetragen wer-

den. 

Baumpflanzungen: Hinsichtlich der erforderlichen Abstände von hochstämmigen Bäumen gel-

ten die Vorgaben des Technischen Regelwerkes DVGW GW 125 (M) Falls bei geplanten Baum-

pflanzungen der Mindestabstand von 2,50 m zu unseren Versorgungsleitungen unterschritten 

wird, sind mechanische Schutzmaßnahmen erforderlich, die durch den Erschließungsträger ab-

zustimmen, zu veranlassen und zu bezahlen sind. 

 

Netze BW GmbH 

Es wird gebeten Herrn Walcher, Netze BW GmbH, Fachbereich Grundstücksrecht und Versi-

cherungen, Email g.walcher@netze-bw.de zum gegebenen Verfahrenszeitpunkt zu beteiligen. 

Die Stromversorgung für das Gebiet kann aus dem bestehenden Versorgungsnetz erfolgen. Ob 

und in welchem Ausmaß ggf. eine Netzerweiterung erforderlich ist, kann erst festgelegt werden, 

wenn der elektrische Leistungsbedarf dieses Bereiches bekannt ist. Das Stromversorgungsnetz 

wird als Kabelnetz ausgeführt. 

Für die Stromversorgung wichtige Versorgungseinrichtungen wie z. B. Kabelverteilerschränke 

dürfen auf als nicht überbaubar ausgewiesenen Flächen errichtet werden. Diese sind zum ak-

tuellen Planungsstatus in Art und Anzahl noch nicht bekannt. 

Hinsichtlich der Kabeltrasse innerhalb des Neubaugebiets wird um Berücksichtigung des "Merk-

blatts über Baumstandorte und unterirdische Versorgungsanlagen", der Forschungsgesell-

schaft für Straßen- und Verkehrswesen gebeten. 

Die Herstellung des elektrischen Versorgungsnetzes erfolgt durch ein von der Netze BW GmbH 

beauftragtes, qualifiziertes Unternehmen. Bei der Ausführungsplanung ist der hierfür erforderli-

che zeitliche Aufwand bei der Netze BW GmbH zu erfragen und im Bauzeitenplan zu berück-

sichtigen. 

Zur Vermeidung von Schäden an bestehenden Versorgungsleitungen wird gebeten, die Baufir-

men auf das Einholen von Lageplänen hinzuweisen. 

Lagepläne müssen rechtzeitig vor Baubeginn bei der Netze BW GmbH angefordert werden. 

 

5 Kampfmittelfreiheit 

Vor Beginn von Erkundungs- und Bauarbeiten auf dem Grundstück wird eine Abfrage bezüglich 

Kampfmittelfreiheit empfohlen. 

 

6 Geotechnik 

Das Plangebiet befindet sich auf Grundlage der am LGRB vorhandenen Geodaten im Verbrei-

tungsbereich von quartären Lockergesteinen (Löss, Holozäne Abschwemmmassen) mit im De-

tail nicht bekannter Mächtigkeit. 

Mit einem oberflächennahen saisonalen Schwinden (bei Aus-trocknung) und Quellen (bei Wie-

derbefeuchtung) des tonigen/tonig-schluffigen Verwitterungsbodens ist zu rechnen. 
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Verkarstungserscheinungen (offene oder lehmerfüllte Spalten, Hohlräume, Dolinen) sind nicht 

auszuschließen. Sollte eine Versickerung der anfallenden Oberflächenwässer geplant bzw. 

wasserwirtschaftlich zulässig sein, wird auf das Arbeitsblatt DWA-A 138 (2005) verwiesen und 

im Einzelfall die Erstellung eines entsprechenden hydrologischen Versickerungsgutachtens 

empfohlen. Wegen der Gefahr einer Verschlechterung der Baugrundeigenschaften sowie ggf. 

von Sulfatgesteinslösung im Untergrund sollte von der Errichtung technischer Versickerungs-

anlagen (z. B. Sickerschächte, Sickerbecken, Mulden-Rigolen-Systeme zur Versickerung) Ab-

stand genommen wer-den. 

Bei etwaigen geotechnischen Fragen im Zuge der weiteren Planungen oder von Bauarbeiten 

(z. B. zum genauen Baugrundaufbau, zu Bodenkennwerten, zur Wahl und Tragfähigkeit des 

Gründungshorizontes, zum Grundwasser, zur Baugrubensicherung, bei Antreffen verkarstungs-

bedingter Fehlstellen wie z. B. offenen bzw. lehmerfüllten Spalten) werden objektbezogene 

Baugrunduntersuchungen gemäß DIN EN 1997-2 bzw. DIN 4020 durch ein privates Ingenieur-

büro empfohlen. 

Allgemeine Hinweise 

Die lokalen geologischen Untergrundverhältnisse können dem bestehenden Geologischen Kar-

tenwerk, eine Übersicht über die am LGRB vorhandenen Bohrdaten der Homepage des LGRB 

(http://www.lgrb-bw.de) entnommen werden. 

Des Weiteren verweisen wir auf unser Geotop-Kataster, welches im Internet unter der Adresse 

http://lgrb-bw.de/geotourismus/geotope (Anwendung LGRB-Mapserver Geotop-Kataster) abge-

rufen werden kann. 

 

7 Abwasser 

Gemäß § 55 (2) WHG soll das Niederschlagswasser von Grundstücken ortsnah versickert oder 

direkt oder über eine Kanalisation ohne Vermischung mit Schmutzwasser in ein Gewässer ein-

geleitet werden, soweit dem weder wasserrechtliche noch sonstige öffentlich-rechtliche Vor-

schriften noch wasserwirtschaftliche Belange entgegenstehen. 

Nach § 57 (1) WHG darf eine Erlaubnis für das Einleiten von Abwasser (Direkteinleitung) ins 

Gewässer nur erteilt werden, wenn die Menge und Schädlichkeit des Abwassers so gering-

gehalten wird, wie dies bei Einhaltung der jeweils in Betracht kommenden Verfahren nach dem 

Stand der Technik möglich ist. 

Hinweise: 

Die Siedlungsentwässerung umfasst nach heutigem Verständnis nicht nur geschlossene, un-

terirdische Kanäle zur Abwasserableitung. Vielmehr sind nach den Grundsätzen der Regen-

wasserbewirtschaftung Lösungen zu finden, um die qualitative Änderung der Wasserbilanz bei 

zunehmender Bebauung so gering wie möglich zu halten. Dazu stehen unterschiedliche Kon-

zepte (dezentral, zentral) zur Verfügung. Dies gilt in besonderem Maße für die Niederschlags-

entwässerung mit den kombinierbaren Elementen der Regenwasserbewirtschaftung. 

Zur Umsetzung einer ökologisch orientierten Entwässerung sind alle dezentralen und/oder zent-

ralen Möglichkeiten der Versickerung in vollem Umfange auszuschöpfen. 

Auch bei gering durchlässigen Untergründen ist eine Versickerung (evtl. Teilversickerung) nicht 

generell ausgeschlossen. Die Anwendungsgrenze kann erweitert werden, wenn die geringe 

Versickerungsrate durch ein vergrößertes Speichervolumen ausgeglichen wird (z.B. Mulden-

Rigolen-Element). 

Die Entwässerungsplanung ist im Vorfeld mit dem Landratsamt Karlsruhe, Amt für Um-welt und 

Arbeitsschutz, abzustimmen. 
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Die abgestimmte Entwässerungsplanung ist dem Landratsamt, Amt für Umwelt und Arbeits-

schutz rechtzeitig vor Ausführung des Vorhabens vorzulegen, das durchgeführte Bewertungs-

verfahren und die ggf. durchgeführte Überprüfung einer zentralen Drosselung der Einleitungs-

wassermenge sind der Planung beizufügen. 

Die Wasserbehörde entscheidet über die Notwendigkeit eines Wasserrechtsverfahrens, bei 

zentralen Einleitungen ist generell eine wasserrechtliche Erlaubnis erforderlich. 

 

8 Abfallwirtschaftsbetrieb 

Nach § 3 Abs. 1 der Abfallwirtschaftssatzung des Landkreises Karlsruhe müssen alle Grund-

stücke auf denen überlassungspflichtige Abfälle anfallen, an die öffentliche Abfallabfuhr ange-

schlossen werden. Die Abfallsammelfahrzeuge müssen alle bebauten Grundstücke auf dafür 

geeigneten Straßen so anfahren können, dass ein Rückwärtsfahren nicht erforderlich ist. Dieses 

ist durch den direkten Zugang aller Grundstücke zur neu zu errichtenden Durchfahrtstraße ge-

währleistet. Die Abfallbehälter sind an der Durchgangsstraße bereitzustellen, entsprechende 

Bereitstellungsflächen sind vorzusehen. Die Höhe im Lichtraumprofil muss in der Fahrbahn min-

destens 4m und im Ladebereich 4,3 m bzw. 6,0 m haben. Die geplanten Bäume sind, falls 

erforderlich, in diesem Bereich dauerhaft zurückzuschneiden. 

Bei der weiteren Planung und Ausführung sind die Maßgaben des Kreislaufwirtschaftsgesetzes 

und der Landesbauordnung für Baden-Württemberg zu beachten. Demnach steht gem. § 6 Abs. 

1 und § 7 Abs. 2 KrWG die Vermeidung von Abfällen an erster Stelle und ist vorrangig vor einer 

Entsorgung. Hierzu soll nach Möglichkeit ein Erdmassenausgleich vor Ort stattfinden. Um die-

sen zu gewährleisten oder die Menge an zu entsorgenden Bodenaushub möglichst gering zu 

halten, wird auf die Möglichkeit des §10 LBO BW hingewiesen, der zu diesem Zweck die Erhal-

tung der Oberflächen oder die Veränderung von Höhenlagen vorsieht. 

Sollte es unvermeidbar sein, dass Erdaushub zur Entsorgung anfällt, wird um Prüfung einer 

vorrangigen Verwertung gebeten. 

 

9 Immissionsschutz 

Im Rahmen einer schalltechnischen Untersuchung (BS Ingenieure Ludwigsburg, A 6401, 

18.09.2020) wurden die mit den zulässigen Nutzungen verbundenen Auswirkungen anhand ei-

nes beispielhaften Betriebs bzw. Bebauung untersucht. 

Mit dem Betrieb einer Pflegeeinrichtung sind insbesondere Emissionen durch die Anlieferung 

von Waren im Zeitbereich tags (6:00 bis 22:00 Uhr) und Parkvorgänge von Pkw im Zeitbereich 

tags (6:00 bis 22:00 Uhr) und nachts (22:00 bis 6:00 Uhr) zu erwarten. Der Untersuchung lag 

ein außerordentlicher Maximalfall zugrunde, bei dem neben den betrieblichen Vorgängen auch 

die der Wohnnutzung zugehörigen Pkw-Bewegungen in einem ungünstigen Maße bei der Be-

wertung nach TA Lärm berücksichtigt wurden. 

Die Untersuchung kommt zu dem Ergebnis, dass die im Bebauungsplan „Wohnpark Kup-

ferhalde – mit Pflegequartier Oberes Feld“ vorgesehenen Wohnnutzungen mit Pflege im Be-

darfsfall unter Berücksichtigung des Schutzniveau eines hier geplanten Allgemeinen Wohnge-

biets (WA, Immissionsrichtwert nach TA Lärm: 55 dB(A) tags / 40 dB(A) nachts) verträglich sind 

und damit eine grundsätzliche Machbarkeit des Betriebs eines Pflegeheims gegeben ist. 

Durch Anliefervorgänge mit Lkw - insbesondere in Verbindung mit dem Betrieb von Kühlaggre-

gaten am Fahrzeug - ergeben sich bereichsweise im Zeitbereich tags höhere Beurteilungspe-

gel. Diesen kann durch bauliche Vorrichtungen (z. B. Einhausung des Anlieferbereichs) oder 

anderen technischen Maßnahmen (z. B. Betrieb des Kühlaggregats am Stromnetz) in Verbin-

dung mit günstigen Grundrissorientierungen entgegnet werden. 

Da noch keine Angaben zu haustechnischen Anlagen (z. B. Klimageräte auf dem Dach) für das 

untersuchte Pflegeheim vorlagen, wurde die maximal zulässige Abstrahlung dieser Anlagen für 
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die ungünstigsten Standorte auf den Gebäudedächern bei einem 24-Stunden-Betrieb ermittelt. 

Für Anlagen im nördlichen Bereich auf dem Dach des Pflegeheims beträgt der maximal zuläs-

sige Schallleistungspegel insgesamt 71 dB(A), im südlichen Bereich insgesamt 69 dB(A) und 

auf dem Dach des Gebäudes mit Tagespflege insgesamt 65 dB(A). 

Die Untersuchung der Verkehrsgeräusche auf der öffentlichen Verkehrsfläche der Mozartstraße 

durch das beispielhafte Vorhaben im Bebauungsplan ergab, dass die schalltechnischen Anfor-

derungen nach Kapitel 7.4 der TA Lärm eingehalten werden. Auch hier wurde der ungünstigste 

Fall unter zusätzlicher Einbeziehung der zur geplanten Wohnnutzung zugehörigen Pkw-Fahrten 

zugrunde gelegt. 

 

10 Normen 

Sofern im Rahmen der textlichen Festsetzungen Bezug auf DIN-Normen (z.B. DIN 4109 und 

45691) genommen wird, können diese während der allgemeinen Öffnungszeiten beim Bauamt 

im Rathaus Amthof 13, Oberderdingen eingesehen werden. 
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Teil E – Begründung 

 

1 Planerfordernis 

Zur Deckung des bestehenden Bedarfs an altersgerechten Wohn- und Pflegeplätzen für Seni-

oren und vor dem Hintergrund der demographischen Entwicklung soll im Kernort Oberderdingen 

ein Pflegezentrum inklusive Tagespflege sowie betreute Wohneinrichtungen errichtet werden. 

Die bestehenden Einrichtungen können den Bedarf auf Dauer nicht mehr decken. Daher wur-

den für das Plangebiet städtebauliche und wirtschaftliche Machbarkeitsstudien erarbeitet. Auf 

dieser Grundlage hat der zukünftige Betreiber Lindenhof GmbH, Mainhardt eine konkrete Pla-

nung des Bauingenieurbüros Stemwede GmbH, Stemwede vorgelegt, auf dessen Basis der 

Bebauungsplan entwickelt wurde. 

 

2 Planungsziele 

Mit der Aufstellung des Bebauungsplans „Wohnpark Kupferhalde - mit Pflegequartier Oberes 

Feld“ mit örtlichen Bauvorschriften verfolgt die Gemeinde das Ziel, das vorgesehene Bauvorha-

ben im Gebiet rechtssicher und zukunftsfähig zu entwickeln. Die für die Errichtung des Pflege-

heims vorgesehenen Flächen befinden sich im Außenbereich am Ortsrand von Oberderdingen. 

Die Planung ist anhand der dort geltenden planungsrechtlichen Grundlagen nicht genehmi-

gungsfähig. Deshalb ist zur Umsetzung der entwickelten Planung die Aufstellung eines Bebau-

ungsplans erforderlich. 

Es handelt sich im vorliegenden Fall weder um eine Krankenstation, eine Klinik oder ein Sana-

torium, sondern um ein am östlichen Siedlungsrand liegendes Seniorenzentrum (spezielle 

Wohnform mit Pflege im Bedarfsfall). Die Bewohner des Seniorenzentrums haben dort ihren 

dauerhaft gemeldeten Wohnsitz, über den sie entsprechend ihres Gesundheitszustandes in ei-

nem gewissen Maß selbstbestimmt verfügen können, zum Beispiel durch die Einrichtung mit 

eigenen Möbeln. Deshalb wird im Sinne dieses Bebauungsplans das Pflegeheim als Wohnform 

betrachtet und als Art der baulichen Nutzung ein Allgemeines Wohngebiet festgelegt. Selbst 

Anlagen für soziale und gesundheitliche Zwecke sind in einem allgemeinen Wohngebiet mög-

lich, das durchaus im Verfahren nach § 13b BauGB aufgestellt werden kann. Entsprechend § 3 

(4) BauNVO wäre das Vorhaben auch in reinen Wohngebieten allgemein zulässig. Dement-

sprechend handelt es sich bei dem Vorhaben um eine im Zusammenhang an bebaute Ortsteile 

anschließende Fläche, die der Wohnnutzung dient. 

 

3 Lage im Raum und örtliche Begebenheiten 

Das Plangebiet liegt am südöstlichen Ortsrand vom Kernort Oberderdingen, entlang der Mo-

zartstraße. Nördlich und östlich grenzt das Plangebiet an bestehende Wohnbebauung an. Süd-

lich und westlich des Plangebiets befindet sich landwirtschaftlich genutzte Fläche. Das Plange-

biet selbst wird derzeit ebenfalls landwirtschaftlich genutzt. Nach Westen steigt das Gebiet an. 
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Quelle: Räumliches Informations- und Planungssystem (RIPS) der Landesanstalt für Umwelt, Messungen und Natur-
schutz Baden-Württemberg (LUBW), Abfrage vom 14.02.2020 

 

4 Abgrenzung des Plangebiets 

Der räumliche Geltungsbereich des Bebauungsplans „Wohnpark Kupferhalde - mit Pflegequar-

tier Oberes Feld“ mit einer Gesamtfläche von ca. 13.345 m² ist dem zeichnerischen Teil zu 

entnehmen und umfasst die Flurstücke Nr. 478, 479, 480, 481, 482 und 483 vollständig sowie 

die Flurstücke Nr. 462 (Weg), 462/3 (Mozartstraße), 477 und 485 (Mozartstraße) teilweise. 

 

5 Konzeption 

Auf dem Grundstück Mozartstraße, Oberderdingen soll ein Seniorenzentrum errichtet werden. 

Als zentrale Einrichtung ist ein Pflegeheim mit drei Geschossen und 90 Bewohnerplätzen vor-

gesehen.  

Darum herum gruppieren sich: 

 1 zweigeschossiges Gebäude für 2 Tagespflegegruppen und ca. 12 Mikroapartments,  

 3 zweigeschossige Gebäude für betreutes Wohnen mit je 10 Wohnungen und  

 2 zweigeschossige Gebäude mit je 10 behindertengerechten Wohnungen. 

Alle Gebäude erhalten ein begrüntes Dach. Die innere Erschließungsstraße wird zur Verkehrs-

beruhigung mit begrünten Einbuchtungen und einer Pflasterung versehen. Um zur Verkehrsbe-

ruhigung beizutragen, wird die interne Erschließung als gemischte Verkehrsfläche ausgebaut. 

 

 

 



GEMEINDE OBERDERDINGEN BEBAUUNGSPLAN „WOHNPARK KUPFERHALDE - MIT PFLEGEQUARTIER OBERES FELD““ 

   

  18 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

Lageplan (Entwurfstand 12.02.2020) 

 

6 Einbeziehung von Außenbereichsflächen in das beschleunigte Verfahren 

Das beschleunigte Verfahren gem. § 13b BauGB kann bei Außenbereichsflächen angewendet 

werden, die die Zulässigkeit von Wohnnutzung begründen und sich im Zusammenhang an be-

baute Ortsteile anschließen.  

Die Voraussetzungen für die Anwendung des beschleunigten Verfahrens sind im vorliegenden 

Fall gegeben: 

 Es handelt es sich um eine im Zusammenhang an bebaute Ortsteile anschließende Fläche, 

die der Wohnnutzung dient. 

 Es bestehen keine Anhaltspunkte für eine Beeinträchtigung von Schutzgütern im Sinne 

des § (6) Nr. 7b BauGB 

 Vorhaben, die eine Umweltverträglichkeitsprüfung erfordern, sind nicht geplant. 

 Die Grundflächen liegen unter dem gesetzlichen Schwellenwert von 10.000 qm. (Geltungs-

bereich ca. 1,33 ha). Deshalb kann das beschleunigte Verfahren nach § 13b BauGB durch-

geführt werden. 

 

7 Übergeordnete sowie angrenzende Planungen und Untersuchungen 

7.1 Regionalplan 

Die Fläche ist im Regionalplan als regionalplanerisch abgestimmter Bereich für Siedlungserwei-

terung dargestellt. 
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Raumnutzungskarte, Regionalplan Mittlerer Oberrhein 2003  

 

7.2 Entwicklung aus dem Flächennutzungsplan (FNP) 

Im Flächennutzungsplan der Verwaltungsgemeinschaft Oberderdingen-Kürnbach ist der Gel-

tungsbereich des Bebauungsplanes als Wohnbaufläche ausgewiesen. Der Bebauungsplan mit 

seinem allgemeinen Wohngebiet wird somit aus dem Flächennutzungsplan entwickelt. 
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7.3 Einfügen in die örtliche Bauleitplanung 

Das Plangebiet liegt im Außenbereich, daher ist die Aufstellung des Bebauungsplans erforder-

lich. 

 

8 Erschließung 

Die Verkehrserschließung des Plangebiets erfolgt über die vorhandene Erschließungsstraße 

(Mozartstraße) mit Anschluss an die Sternenfelser Straße (L 1103), worüber das Gebiet sowohl 

an das innerörtliche, als auch das überörtliche Straßenverkehrsnetz angebunden ist. 

Die vorhandenen Fuß- und Radwegverbindungen bleiben bestehen. Somit bleibt die Anbindung 

des Plangebiets mit der Ortsmitte sowie der Zugang zu landwirtschaftlichen Flächen weiterhin 

erhalten. 

Die Feuerwehr kann über die vorhandene Erschließungsstraße zu den geplanten Neubauten 

zufahren. 

Das Baugrundstück ist teilweise bereits erschlossen, daher ist die technische Infrastruktur 

schon weitestgehend vorhanden. Ein Ausbau der vorhandenen Infrastruktur muss im Rahmen 

der weiteren Planung geprüft werden. 

 

9 Ver- und Entsorgung 

Die derzeitige Situation im Bereich der geplanten Baumaßnahme ist so, dass ein Teil des Re-

genwassers aus dem Feld westlich der Verlängerung der Mozartstraße und südlich des Grund-

stücks der Neuapostolischen Kirche über die Flächen des geplanten Seniorenwohnparks in 

Richtung der Mischwasserkanäle Mozartstraße / Richard- Wagner- Straße abfließt.  

Durch die geplante Bebauung erfolgt die Ableitung des Niederschlagswassers des Senioren-

wohnparks, sofern sie nicht in Gräben und Mulden versickert, zukünftig in Richtung des Ehrlich-

grabens. Die Niederschlagswassermenge, die den Mischwasserkanälen Mozartstraße / 

Richard- Wagner- Straße aus den Außengebieten zufließt, verringert sich demzufolge gegen-

über dem derzeitigen Zustand. 

Das Niederschlagswasser aus dem Außengebiet, welches aus der Verlängerung der Mozart-

straße aus südlicher Richtung anfällt, wird in eine parallel zum Weg südlich der geplanten 

Wohnanlage herzustellenden Versickerungsmulde mit Überlauf in den Ehrlichgraben eingelei-

tet.  

Durch die geplante Baumaßnahme ist mit einer deutlich geringeren Menge von Niederschlags-

wasser aus dem angrenzenden Feld zu rechnen als dies derzeit der Fall ist, sodass nach Fer-

tigstellung der Entwässerungsanalgen und des Straßenbaus der geplanten Wohnanlage nur 

noch eine Restfläche aus dem Außengebiet von maximal ~ 0,4 ha angeschlossen ist. Gemäß 

Beurteilung des Fachplaners kann ein Außengebiet dieser Größenordnung ohne weitere Be-

wertung an den Kanal in der Mozartstraße angeschlossen werden. 

Die übrige Ver- und Entsorgung des Plangebiets erfolgt über die bestehenden Ver- und Entsor-

gungsnetze. Die Bereitstellung der Abfälle ist im Rahmen des weiteren Verfahrens zu klären. 

 

10 Immissionsschutz 

Zur Klärung der immissionstechnischen Belange wurde eine schalltechnische Untersuchung 

(BS Ingenieure, Ludwigsburg) erarbeitet. Diese kamen zu folgendem Ergebnis: 
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Ergebnisse Betriebsgeräusche 

An den Plangebäuden im Plangebiet ergeben sich vereinzelt Überschreitungen der angesetzten 

Richtwerte. An den IO 100, 105, 110, 118 bis 120, 123, 125, 128 (Plangebäude 1 bis 5), IO 200 

(Plangebäude 2) sowie IO 306 und 307 werden die Richtwerte um von 0,1 dB bis 4,7 dB im 

Zeitbereich nachts (22:00 bis 6:00 Uhr) überschritten. Diese Überschreitungen werden maß-

geblich durch die anzusetzenden 8,4 Pkw-Bewegungen in der lautesten Nachtstunde auf den 

geplanten unmittelbar anliegenden und zugehörigen Pkw-Stellplätzen hervorgerufen und beste-

hen nur dann, wenn Schlafräume zu den Stellplätzen orientiert sind. 

Grundsätzlich geht die geübte Rechtsprechung davon aus, dass auch bei den 5 dB(A) höheren 

Immissionsrichtwerten für Mischgebiet (MI) gesunde Wohnverhältnisse bestehen. Im Weiteren 

werden die Immissionen nach TA Lärm vor dem hier nachts dauerhaft geöffneten Fenster er-

mittelt. Dies ist im Frühjahr und Herbst und insbesondere im Winter dauerhaft nicht gegeben. 

Bei gekipptem Fenster ist nach VDI 2719 von einer Schalldämmwirkung von 15 dB(A) auszu-

gehen. Damit ist auch der Soll-Innenpegel nach VDI 2719 von 25 bis 30 dB(A) nachts eingehal-

ten. Zudem ist anzumerken, dass die Stellplätze von Bewohnern selbst genutzt werden und die 

angesetzte Bewegungshäufigkeit einen Worst-Case darstellt. 

Dieser Worst-Case-Ansatz, nach dem sich den Wohngebäuden zuzuordnenden 8,4 Pkw-Be-

wegungen in der lautesten Nachtstunde ergeben, stammt aus der Parkplatzlärmstudie. Diese 

sind nach TA Lärm in derselben Nachtsunde wie die 15 Pkw-Bewegungen durch den Pflege-

heim-Frühdienst zu berücksichtigen. Für den vorliegenden Fall erscheint diese Anzahl an Park-

Vorgängen in derselben Nachtstunde außerordentlich hoch und damit als ein sehr seltener Ma-

ximalfall (die Immissionsrichtwerte seltene Ereignisse nach TA Lärm von tags 70 dB(A) und 

nachts 55 dB(A) werden deutlich eingehalten). Für die durchschnittlichen Pkw-Bewegungen in 

der gesamten Nachtzeit auf Parkplätzen von Wohnanlagen gibt die Parkplatzlärmstudie einen 

um den Faktor 3 niedrigeren Wert an als für die lauteste Nachtstunde, der für den vorliegenden 

Fall als wahrscheinlicher angenommen werden kann. Unter Berücksichtigung dieses niedrige-

ren Ansatzes ergibt sich ein um ca. 4,8 dB niedrigerer Teilpegel für die nächtlichen Pkw-Bewe-

gungen, die den Wohnanlagen zuzuordnen sind. 

Es wird daher die Auffassung geteilt, dass eine Überschreitung des Immissionsrichtwerts von 

40 dB(A) für ein Allgemeines Wohngebiet (WA) im ungünstigsten und sehr seltenen Fall um 

maximal 4,7 dB(A) durch nächtliche Pkw-An- bzw. Abfahrten hinnehmbar ist, sofern Schlafzim-

mer nicht anders angeordnet werden können. 

Weiterhin wurden für die IO-Nr. 338 und 339 (Ebene 2 bis 4) am geplanten Pflegeheim (Plan-

gebäude 7) Überschreitungen der Richtwerte der TA Lärm im Zeitbereich tags (6:00 bis 22:00 

Uhr) ermittelt. Diese betragen bis zu 7,8 dB und werden durch die Anlieferungsvorgänge mit 

den Lkw, insbesondere durch den Betrieb des Lkw-Kühlaggregats, hervorgerufen. Aufgrund 

dieser Richtwert-Überschreitungen sind Maßnahmen erforderlich. 

 

Schallschutzmaßnahmen 

Durch die Anliefervorgänge mit Lkw - insbesondere in Verbindung mit dem Betrieb von Kühlag-

gregaten am Fahrzeug - ergeben sich im Zeitbereich tags über den Immissionsrichtwerten lie-

gende Beurteilungspegel im nördlichen Bereich des geplanten Pflegeheims (IO-Nr. 338 und 

339, Ebene 2 bis 4). Eine mögliche Maßnahme ist dabei die Umsetzung eines architektonischen 

Selbstschutzes, wie z. B. Prallscheiben-Vorrichtungen. Damit liegen keine Immissionsorte mehr 

vor, da diese nach TA Lärm 0,5 m vor dem geöffneten Fenster zu berücksichtigen sind. Alter-

nativ kann eine bauliche Einhausung des Anlieferbereichs realisiert werden, um die Immission-

sorte von den Immissionen durch die Lkw abzuschirmen. Die Anforderungen gelten nur für 
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schutzwürdige Räume für den dauernden Aufenthalt (Wohnräume, Büros etc). Für alle anderen 

Räume gelten diese Anforderungen nicht. 

Aufgrund der durch den Standbetrieb des Lkw-Kühlaggregats entstehenden maßgeblichen Im-

missionen wurde zudem eine Betriebsvariante untersucht, bei dem das Kühlaggregat während 

der Verladung über einen Netzanschluss (anstelle von Dieselbetrieb) mit einer einhergehenden 

niedrigeren Schallleistung betrieben wird. Die Ergebnisse zeigen, dass sich im Bereich des be-

trachteten Abschnitts der nördlichen Fassaden des Pflegeheims nun deutlich niedrigere Beur-

teilungspegel im Zeitbereich tags (6:00 bis 22:00 Uhr) ergeben. Es ergibt sich nur noch am IO 

339 im dort ebenerdigen Geschoss (Ebene 2) mit einem Beurteilungspegel von 56,0 dB(A) eine 

Richtwert-Überschreitung von 1,0 dB. Mit der Maßnahme das Lkw-Kühlaggregat am ange-

schlossenen Stromnetz im Stand zu betrieben, lassen sich die Fassadenbereiche des Pflege-

heims, für die Maßnahmen in Form von architektonischem Selbstschutz vorzunehmen sind, 

deutlich verringern. Bei Planung eines nicht schutzwürdigen Raums in diesem Gebäudebereich 

(z. B. hauswirtschaftliche Nutzung aufgrund der Nähe zum Verladungszugang des Pflegeheims) 

sind die schalltechnischen Anforderungen eingehalten. 

Da bisher keine Angaben zu haustechnischen Anlagen (z. B. Klimageräte auf dem Dach) für 

das untersuchte Pflegeheim vorliegen, sind im Rahmen dieser Untersuchung die maximal zu-

lässige Abstrahlung dieser Anlagen für die ungünstigsten Standorte auf den Gebäudedächern 

des Pflegeheims und des Gebäudes mit Tagespflege bei einem 24-Stunden-Betrieb bestimmt 

worden. Für Anlagen im nördlichen Bereich auf dem Dach des Pflegeheims beträgt demnach 

der maximal zulässige Schallleistungspegel insgesamt 71 dB(A), im südlichen Bereich insge-

samt 69 dB(A) und auf dem Dach des Gebäudes mit Tagespflege insgesamt 65 dB(A) (jeweils 

inkl. möglicher Zuschläge für Tonhaltigkeit). 

Die schalltechnischen Anforderungen nach TA Lärm können durch die oben beschriebenen 

Maßnahmen (architektonischer Selbstschutz, Einhausung Anlieferbereich, Standbetrieb Lkw-

Kühlaggregat am Stromnetz in Verbindung mit günstiger Grundrissorientierung, maximale 

Schallleistungspegel der Haustechnik) im Bebauungsplangebiet „Wohnpark Kupferhalde – mit 

Pflegequartier Oberes Feld“ eingehalten werden. Die grundsätzliche Machbarkeit ist damit ge-

geben. 

 

11 Natur- und artenschutzrechtliche Belange  

Zur Klärung der artenschutzrechtlichen Belange wurde eine artenschutzrechtliche Bewertung 

sowie eine vertiefte artenschutzrechtliche Prüfung (Institut für Botanik und Landschaftskunde, 

Karlsruhe) erarbeitet. Diese kamen zu folgendem Ergebnis: 

Ergebnis der artenschutzrechtlichen Bewertung: 

Artenschutzrelevante Strukturen sind die Lagerflächen und Geflügelställe im Garten sowie die 

alte Vogel-Kirsche im Südosten. Baumhöhlen wurden nicht festgestellt. Die offene Ackerfläche 

ist als Brutstätte für die Feldlerche und als Jagdhabitat für Fledermäuse und Greifvögel von 

Bedeutung. 

Vögel: Sofern die Fristen zur Gehölzentfernung und Gebäudeabriss (1. Oktober - 29. Februar) 

und zeitliche Beschränkungen für den Baubeginn zum Schutz der Feldlerche eingehalten wer-

den sind keine artenschutzrechtlichen Verbotstatbestände zu erwarten. 

Fledermäuse: Das Gebiet dient potentiell als Jagdhabitat und bietet in sehr geringem Umfang 

Tagesverstecke für Einzeltiere in den Dachzwischenräumen der Geflügelställe während der 

Sommermonate. Unter Einhaltung der zeitlichen Einschränkungen zum Gebäudeabbruch sind 

artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nicht zu erwarten. 
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Reptilien: Geeignete Habitatbereiche sind im Garten und an den Ackerrändern in geringem 

Umfang vorhanden. Um eine unbeabsichtigte Tötung während der Bauphase zu verhindern, 

wird empfohlen im kommenden Frühjahr 3 Begehungen zur Erfassung von Zaun- und Mauer-

eidechse durchzuführen. 

Amphibien: Für geschützte Arten dieser Artengruppe ist kein Habitatpotential vorhanden. 

Insekten: Für geschützte Arten dieser Artengruppe ist kein Habitatpotential vorhanden. 

 

Ergebnis der vertieften artenschutzrechtlichen Prüfung: 

Das Gebiet weist nur in geringem Umfang artenschutzrelevante Strukturen auf. Die Ackerfläche 

dient als Jagdhabitat für Fledermäuse und Greifvögel sowie als Abstandswahrung zur Bebau-

ung für Brutstätten der Feldlerche. Als Brutstätte für die Feldlerche ist die Ackerfläche im Pla-

nungsgebiet nicht geeignet, da sie zu nah an der Bebauung liegt. Für Kronen- und Nischenbrü-

ter dienen die kleinen Hühnerställe im Gebiet. Die drei großen Bäume sind bereits nicht mehr 

vorhanden. Höhlen sowie Hinweise auf Greifvogelbrutstätten sind nicht vorhanden. Lebens-

raumstrukturen für Reptilien (Holzstapel, Reisighaufen) waren nur zeitweise vorhanden. 

Vögel: Das Gebiet dient als Nahrungshabitat für Vögel und als Abstandswahrung für Brutstätten 

der Feldlerche im südlich angrenzenden Ackergebiet. Potentielle Brutstätten für Nischen- und 

Höhlenbrüter sind nur in geringem Umfang in den Hühnerställen vorhanden. Sofern die Fristen 

zur Gehölzentfernung und Gebäudeabriss (1. Oktober - 29. Februar) und zeitliche Beschrän-

kungen für den Baubeginn zum Schutz der Feldlerche eingehalten werden, sind keine arten-

schutzrechtlichen Verbotstatbestände zu erwarten. 

Fledermäuse: Das Gebiet dient potentiell als Jagdhabitat und bietet in sehr geringem Umfang 

Tagesverstecke für Einzeltiere in den Dachzwischenräumen der Geflügelställe während der 

Sommermonate. Unter Einhaltung der zeitlichen Einschränkungen zum Gebäudeabbruch sind 

artenschutzrechtliche Verbotstatbestände nicht zu erwarten. 

Reptilien: Geeignete Habitatbereiche sind im Garten und an den Ackerrändern in geringem 

Umfang vorhanden. Im Gebiet wurde nur ein eingewandertes Jungtier der Zauneidechse beo-

bachtet. Nördlich und östlich des Planungsgebiets (außerhalb) leben Mauereidechsen in den 

Gärten. Sehr gut geeignete Lebensraumstrukturen waren nur zeitweise in Form von Holzstapel 

und Reisighaufen vorhanden. Die Tötung von Einzeltieren während der Bauphase ist abzuwen-

den indem das Gebiet im Osten für Eidechsen unattraktiv gehalten wird (kurzrasiges Mähen, 

keine langandauernden Brachen, keine Lager- und Baunebenflächen) und für die Bauzeit ein 

Reptilienschutzzaun errichtet und unterhalten wird. 

Amphibien: Für geschützte Arten dieser Artengruppe ist kein Habitatpotential vorhanden. 

Insekten: Für geschützte Arten dieser Artengruppe ist kein Habitatpotential vorhanden. 

Pflanzen: Es wurden keine geschützten Pflanzenarten festgestellt. 

 

12  Klimaschutz und Klimaanpassung 

Durch die BauGB-Klimanovelle 2011 wurden zur Stärkung des Klimaschutzes u.a. eine Klima-

schutzklausel (§ 1 (5) Satz 2), sowie ein neuer Absatz 5 in § 1a BauGB eingefügt. Die Klima-

schutzklausel erweitert die Festsetzungsmöglichkeiten zum Einsatz und zur Nutzung erneuer-

barer Energien und aus Kraft-Wärme-Kopplung, führt Sonderregelungen für die Windenergie-

nutzung ein und erleichtert insbesondere die Nutzung von Photovoltaikanlagen an oder auf Ge-

bäuden. Klimaschutz und Klimaanpassung sind nunmehr ausdrücklich abwägungsrelevante 

Belange in der Bauleitung und daher im Verhältnis zu den anderen Belangen der Bauleitplanung 
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gleichberechtigt gegeneinander und untereinander sachgerecht abzuwägen. Eine Planungs-

pflicht wird dadurch also nicht ausgelöst. 

In der vorliegenden Plankonzeption wurde die lokalklimatische Situation berücksichtigt um die 

Versiegelung und Aufheizung des Gebiets so gering wie möglich zu halten, sowie ein durch-

grüntes Wohngebiet zu gestalten: 

 Durch die Durchgrünung des Gebietes, insbesondere durch die Pflanzung von Bäumen 

und extensive Dachbegrünung können nachteilige Auswirkungen auf das Schutzgut Klima/ 

Luft verringert werden. 

 Nicht überbaute Grundstücksflächen außerhalb notwendiger Stellplätze, Zugänge, Zufahr-

ten und Terrassen werden als begrünte Gartenflächen hergestellt und dauerhaft unterhal-

ten. 

 Es werden Flächen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und Pflanzgebote auf 

privaten Grundstücken festgesetzt. 

 Photovoltaikanlagen werden ausdrücklich zugelassen. 

 

13 Bauplanungsrechtliche Festsetzungen  

13.1 Art der baulichen Nutzung  

Im Geltungsbereich wird ein allgemeines Wohngebiet (WA) gem. § 4 BauNVO festgesetzt und 

i.V.m. § 1 (5,6) BauNVO modifiziert. 

Allgemein zulässig sind somit Wohngebäude, die der Versorgung des Gebiets dienenden Läden 

und Schank- und Speisewirtschaften sowie nicht störende Handwerksbetriebe und Anlagen für 

kirchlich, kulturelle, soziale, gesundheitliche und sportliche Zwecke. 

Im Rahmen des geplanten Vorhabens und zwecks Zukunftsoffenheit darf es um der Hauptnut-

zung (Pflegeheim, betreutes Wohnen, Tagespflege, Wohngruppen, etc.) dienende, im bauli-

chen Zusammenhang stehende Anlagen für gesundheitliche Nutzungen (Massage, Ergothera-

pie), Schank- und Speisewirtschaften (Cafés), Läden und nicht störende Handwerksbetriebe 

(Kiosk, Blumenladen, Frisör) sowie kirchliche Zwecke (Andachtsraum, Kapelle) für die Ziel-

gruppe der Anlage ergänzt werden. 

In Anwendung des § 1(5,6) BauNVO sind Betriebe des Beherbergungsgewerbes, sonstige nicht 

störende Gewerbebetriebe und Anlagen für Verwaltungen nicht zulässig. Sie entsprechen nicht 

der geplanten Infrastruktur und den städtebaulichen Entwicklungszielen. Sie sind bevorzugt an 

anderer Stelle mit einer leistungsstärkeren öffentlichen Verkehrserschließung anzusiedeln und 

sind deshalb nicht Bestandteil des Bebauungsplans. Gartenbaubetriebe und Tankstellen gene-

rieren größere Besucherströme als für das Plangebiet verträglich sind und bergen hinsichtlich 

der Verkehrssicherheit und der Gebietsruhe ein erhebliches Störungspotential mit dem geplan-

ten Wohngebiet. Auf den zur Verfügung stehenden Flächen und Grundstückszuschnitten ent-

spräche die Ansiedlung von Gartenbaubetrieben nicht den Entwicklungszielen der Gemeinde. 

 

13.2 Maß der baulichen Nutzung 

Das Maß der baulichen Nutzung wird festgesetzt durch die maximal zulässige Grundflächenzahl 

(GRZ), die Geschossflächenzahl (GFZ) und die Gebäudehöhe (GH) gemäß Eintrag im zeich-

nerischen Teil. 

Die GRZ entspricht der geplanten Bauweise, der vorgesehenen Grundstücksgröße sowie der 

geplanten Verkehrs-, Erschließungs- und Freiflächenstruktur. Es handelt sich bei der GRZ um 

einen Maximalwert, dessen Ausnutzung durch überbaubare Flächen begrenzt werden kann. 
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Für die Ermittlung der zulässigen Grund- und Geschossfläche ist die Fläche des Baugrund-

stücks maßgebend. 

Weil die Bebaubarkeit mit Geschosswohnungsbauten sowie einem Pflegeheim ermöglicht wer-

den soll, wird GRZ von 0,4 gemäß § 17 BauNVO in den Teilbereichen 1, 2 und 3 geringfügig 

überschritten. Innerhalb des gesamten Gebietes ist aufgrund der festgesetzten überbaubaren 

Flächen für die Grundflächenzahl eine städtebaulich verträgliche Dichte sichergestellt. Eine un-

gleiche Verteilung wird hierdurch verhindert (keine Gefahr eines „Windhundrennens“).  

Zur Ermöglichung einer oberirdischen Parkgarage wird in Teilbereich 4 eine GRZ von 0,8 fest-

gesetzt. Dies ist verträglich, da der zu versiegelnde Grund von nicht überbaubaren Flächen 

umgeben ist, die begrünt werden sollen und im zeichnerischen Teil als Fläche zum Anpflanzen 

von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen festgesetzt werden. Dadurch wird si-

chergestellt, dass die allgemeinen Anforderungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse 

nicht beeinträchtigt und nachteilige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden.  

Die Grundflächenzahl (sogenannte GRZ I) kann grundsätzlich durch die in § 19 (4) BauNVO 

aufgeführten Anlagen bis zu 50 vom Hundert überschritten werden, jedoch höchstens bis zu 

einer GRZ von 0,8 (sogenannte GRZ II). Daher darf die zulässige Grundfläche gem. § 19 (4) 

BauNVO im gesamten Geltungsbereich bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 durch Garagen 

und Stellplätzen mit ihren Zufahrten, Nebenanlagen im Sinne des § 14 BauNVO sowie bauli-

chen Anlagen unterhalb der Geländeoberfläche, durch die das Baugrundstück lediglich unter-

baut wird, überschritten werden. Für die Verwirklichung des Vorhabens auf dem Grundstück ist 

es erforderlich die Überschreitung der Grundflächenzahl II bis zu einer GRZ von 0,8 zuzulassen.  

In den Teilbereichen 2 und 4 beträgt die Geschossflächenzahl (GFZ) 1,6. Gemäß Baunutzungs-

verordnung (BauNVO) beträgt die maximale GFZ für allgemeine Wohngebiete 1,2. Die GFZ der 

Teilbereiche 2 und 4 liegt insofern über dem in der BauNVO definierten Maximalwert. Nach § 

17 (2) BauNVO können die in § 17 (1) BauNVO benannten Obergrenzen aus städtebaulichen 

Gründen überschritten werden, wenn die Überschreitung durch Umstände ausgeglichen ist oder 

durch Maßnahmen ausgeglichen wird, durch die sichergestellt ist, dass die allgemeinen Anfor-

derungen an gesunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse nicht beeinträchtigt werden und nachtei-

lige Auswirkungen auf die Umwelt vermieden werden. Die allgemeinen Anforderungen an ge-

sunde Wohn- und Arbeitsverhältnisse werden im vorliegenden Fall durch die GFZ-Erhöhung 

weder auf dem Teilbereich selbst, noch auf angrenzenden Parzellen maßgeblich beeinträchtigt. 

Die nachbarschützenden Abstände sind allseitig gewahrt; Licht- bzw. Belüftungsverhältnisse 

werden in keiner relevanten Weise eingeschränkt; es entstehen dadurch keine nachteiligen 

Auswirkungen auf die Umwelt. 

Über die Höhenfestsetzung wird die Einpassung der geplanten Neubebauung in den umgeben-

den Gebäudebestand und die freie Landschaft gesichert. Die Gebäudehöhe ist der höchstgele-

gene Punkt der Dachhaut bzw. Oberkante Attika. Die maximal zulässige Gebäudehöhe (GH) ist 

im zeichnerischen Teil als absolute Höhe in Meter über Normalnull festgesetzt. Zur Gewährleis-

tung funktionaler Anforderungen darf die tatsächliche Gebäudehöhe mit technisch notwendigen 

Dachaufbauten (z.B. Aufzugsüberfahrten, Lüftungsanlagen, technische Anlagen, Klimageräten, 

Treppenaufgängen etc.) um maximal 1,75 m überschritten werden, sofern das Bauteil mindes-

tens um das Maß seiner Höhe von der Flachdachattika zurück versetzt wird. 

 

13.3 Bauweise und überbaubare Grundstücksflächen 

Die überbaubaren Grundstücksflächen werden im zeichnerischen Teil durch Baugrenzen fest-

gesetzt. Durch die Anordnung der Baufenster wird eine sinnvolle Bebauung innerhalb des Plan-

gebiets gewährleistet. Zusätzlich wird hierdurch eine maßvolle Ausnutzung der Flächen sicher-

gestellt. Durch die Zulassung Terrassen außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche wird 
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eine Aufwertung der Wohnqualität durch die verbesserte Nutzung des Gartens erzielt. Um dabei 

einer unkontrollierten Versiegelung des Gartenbereichs entgegenzutreten, wird die maximale 

Größe der Terrassen außerhalb der überbaubaren Grundstücksfläche je Grundstück begrenzt.  

Die offene Bauweise (o) nach § 22 (2) BauNVO ermöglicht die geplante Bebauung mit Mehrfa-

milienhäusern. Diese Bauweise stellt eine mit dem Bestand verträgliche Erweiterung der städ-

tebaulichen Struktur sicher. Das geplante Pflegeheim (Teilbereich 2) sowie eine potentiell not-

wendige, oberirdische Parkgarage, die im Teilbereich 4 ermöglicht werden soll, sind jeweils län-

ger als 50 m und wären in der offenen Bauweise nicht zulässig. Deshalb wird gemäß Eintrag im 

zeichnerischen Teil die abweichende Bauweise (a) festgesetzt, die keine Längenbegrenzung 

von Gebäuden vorsieht und davon abgesehen der offenen Bauweise gemäß BauNVO ent-

spricht. Die Längenbegrenzung ist nicht erforderlich, weil die Gebäudelänge durch das Bau-

fenster begrenzt wird und somit eine unverhältnismäßige Gebäudelänge verhindert wird.  

Der bauordnungsrechtliche Grenzabstand gilt nicht für Feuertreppen. 

 

13.4 Garagen / Carports, Stellplätze und Nebenanlagen 

Die Errichtung von Garagen, Carports, oberirdischen Stellplätzen und Tiefgaragen mit ihren 

Zufahrten ist nur innerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen bzw. der entsprechend fest-

gesetzten Fläche zulässig. Dies vermeidet Störungen gegenüber der benachbarten Wohnbe-

bauung. Nebenanlagen für Müll, Fahrräder sowie die zur Erschließung erforderlichen Wege und 

Einfriedungen sind innerhalb und außerhalb der überbaubaren Grundstücksflächen zulässig. 

Zur Begrenzung der Grundstücksversiegelung sind sonstige Nebenanlagen gem. § 14 (1) 

BauNVO nur innerhalb der überbaubaren Flächen zulässig. 

 

13.5 Verkehrsflächen 

Zur Sicherung der internen Erschließung des Plangebietes wird eine private Verkehrsfläche 

festgesetzt. Diese ist als verkehrsberuhigter Bereich im Mischsystem auszuführen, sodass 

keine separaten Fußwege getrennt von der Fahrbahn erforderlich sind. 

Im Hinblick auf die Verkehrssicherheit, die Leichtigkeit des Verkehrsflusses und eine durchgän-

gige Eingrünung wird im zeichnerischen Teil des Bebauungsplans eine Zufahrtsbeschränkung 

festgesetzt. 

 

13.6 Flächen für Versorgungsanlagen 

Für die dauerhafte Sicherung mit Elektrizität sind im Bebauungsplan Flächen für Versorgungs-

anlagen ausgewiesen. 

 

13.7 Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft 

Die Festsetzungen zum Bodenschutz, sowie die artenschutzrechtlichen Maßnahmen tragen 

dazu bei, die Auswirkungen der Eingriffe in die Schutzgüter zu vermindern und sichern die er-

arbeitete artenschutzrechtliche Schutzkonzeption. 
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13.8 Geh- Fahr- und Leitungsrecht (GFL) 

Zur Sicherung der öffentlich-rechtlichen Anschlüsse der Baugrundstücke an die befahrbare öf-

fentliche Verkehrsfläche ist die dafür festgesetzte private Verkehrsfläche mit Geh-, Fahr- und 

Leitungsrechten zugunsten der Allgemeinheit zu belasten. 

 

13.9 Flächen für Pflanzgebote und Pflanzbindungen 

Die grünordnerischen Festsetzungen dienen einer angemessenen Freiflächengestaltung auf 

den Privatgrundstücken. 

 

13.10 Flächen für die Herstellung des Straßenkörpers 

Zur Sicherung und Herstellung der vorhandenen oder auszubauenden Straßenkörper im Gebiet 

sind auf den Grundstücksflächen unterirdische Stützbauwerke, Hinterbeton der Randsteine, 

Aufschüttungen und Abgrabungen, sowie Lampenfundamente entlang der Grundstücksgrenze, 

in der erforderlichen Höhe und Breite zu dulden. 

 

14 Örtliche Bauvorschriften 

14.1 Dachformen und Dachneigungen 

Die zulässige Dachform und Dachneigung ermöglichen das geplante Bauvorhaben. Zur einheit-

lichen Gestaltung sind untergeordneten Nebenanlagen, Garagen und Carports mit derselben 

Dachform auszuführen wie das Hauptdach. Sonnenkollektoren und Photovoltaikelemente sind 

aus Gründen der Nachhaltigkeit ausdrücklich zugelassen. 

 

14.2 Fassaden 

Zur Sicherung eines harmonischen Erscheinungsbildes und im Hinblick zum Übergang in die 

freie Landschaft sind grelle Anstriche mit einer Buntheit > 40 nach dem RAL Design System 

unzulässig. 

 

14.3 Böschungen und Mauern zur Außenraumgestaltung 

Im Plangebiet ergibt sich aufgrund der vorhandenen Hanglage ein Höhenunterschied auf den 

Grundstücken. Aus gestalterischen und nachbarschutzrechtlichen Gründen sind diese Höhen-

unterschiede so zu gestalten und bei Bedarf abzutreppen, dass sich für das Ortsbild und die 

angrenzenden Grundstücke keine Beeinträchtigung ergeben. 

 

14.4 Zahl der nachzuweisenden Stellplätze 

Die Verpflichtung zur Herstellung notwendiger Kfz-Stellplätze wird durch die Wohnungsgröße 

bestimmt: Bei Wohnungen bis 35 m² Wohnfläche wird die Verpflichtung zur Herstellung eines 

notwendigen Kfz-Stellplatzes von 1,0 auf 0,5 reduziert. In diesem Wohnungssegment befinden 

sich Mikroapartments für Pflegepersonal. Bei größeren Wohnungen gilt die Verpflichtung zur 

Herstellung von notwendigen Kfz-Stellplätzen mit einem Stellplatz je Wohneinheit gem. der Re-

gelung der LBO. 
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14.5 Gestaltung der nicht überbauten Grundstücksflächen 

Zur angemessenen Begrenzung der Grundstücksversiegelung ist eine Befestigung der unbe-

bauten Flächen nur zur Herstellung der notwendigen Stellplätze, Zufahrten und Zugänge sowie 

Terrassen zulässig. Für die Herstellung dieser Flächen sind wasserdurchlässige Beläge zu ver-

wenden, soweit keine Gefahr des Eintrags von wassergefährdenden Stoffen besteht. 

Nicht überbaute Grundstücksflächen außerhalb notwendiger Stellplätze, Zugänge, Zufahrten 

und Terrassen sind als begrünte Gartenflächen herzustellen und dauerhaft zu unterhalten. 

Steinschüttungen zur Freiflächenabdeckung sind untersagt. 

 

14.6 Werbeanlagen 

Werbeanlagen können die Außenwirkung des Gebietes prägen und negativen Einfluss auf den 

umgebenden Landschaftsraum ausüben (sogenannte „Lichtverschmutzung“) und sind insofern 

aus städtebaulich-gestalterischen Gründen regelungsbedürftig. Zur Begrenzung solcher Ein-

flüsse sind Werbeanlagen aus städtebaulich-gestalterischen Gründen nur als Hinweisschilder 

auf Beruf, Gewerbe oder Wohnung an der Gebäudefassade zulässig. Einzelne Hinweisschilder 

dürfen in den Teilbereichen 2 und 3 jeweils eine Fläche von 4,0 m² und in der Summe eine 

Gesamtfläche von 8,0 m² nicht überschreiten, in den Teilbereichen 1 und 4 dürfen einzelne 

Hinweisschilder eine Fläche von 0,5 m² und in Summe eine Gesamtfläche von 1,0 m² nicht 

überschreiten. 

 

14.7 Einfriedungen 

Zur einheitlichen Gestaltung der Grundstückseingrenzung und zur Eingrünung des Gebiets 

wurde die Unzulässigkeit von toten Einfriedungen entlang der öffentlichen Verkehrsflächen fest-

gesetzt.  

Um verkehrsgefährdende Sichtbehinderungen zu vermeiden, die durch zu hohe Einfriedungen 

an den privaten Verkehrsflächen entstehen können, dürfen Einfriedungen eine Höhe von 0,80 m 

über Oberkante der an die Grundstücksgrenze angrenzenden Verkehrsflächen nicht über-

schreiten. Dies gilt ebenso für Einfriedungen entlang seitlicher Grundstücksgrenzen in einem 

Grundstücksabschnitt von 3,00 m Tiefe ab vorderer Grundstücksgrenze. 

 

14.8 Niederspannungsfreileitungen 

Die oberirdische Führung von Niederspannungsfreileitungen kann zu einer Beeinträchtigung 

des städtebaulich-gestalterischen Erscheinungsbildes führen, weshalb der Ausschluss einer 

oberirdischen Verkabelung geboten ist. Bestehende Niederspannungsfreileitungen sind von 

dieser Festsetzung ausgenommen. 


